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dung durchgeführt. 
	 Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB werden die Behörden 

und sonstige Träger öffentlicher Belange, deren Auf-
gabenbereiche durch die Planung berührt werden, 
beteiligt.

* * *
Der Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. Der Vor-
entwurf der Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 41 und 
dessen Begründung, sowie die den Festsetzungen zu 
Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen 
o.ä.liegen 

vom 17. August bis 18. September 2020

im Bauinformationsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, 
Warsbergstraße 1, 1. Obergeschoss, innerhalb der Öff-
nungszeiten

Montag, Mittwoch und Freitag	 09:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Donnerstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr
(außer samstags, sonn- und feiertags)

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Außerhalb dieser Zeiten ist die Einsichtnahme nach 
gesonderter Terminvereinbarung mit dem Bauinforma-
tionsbüro möglich. (Kontakt: 0361 655-3914; 

   bauinfo@erfurt.de)

Darüber hinaus können im Rahmen des Bürgerservices 
die Unterlagen während des o. g. Auslegungszeitraumes 
nach vorheriger Terminabsprache in der Ortsteilbetreu-
ung, Rumpelgasse 1 in Erfurt (Kontakt: 0361 655-1051) 
eingesehen werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Möglichkeit der 
Einsichtnahme keine Auslegung im Sinne des § 3 Abs. 2 
Satz 1 BauGB darstellt.

Während der Auslegungsfrist besteht die Gelegenheit 
zur Äußerung und Erörterung der Planung. Von Jeder-
mann können Stellungnahmen zum Vorentwurf schrift-
lich oder während der Öffnungszeiten mündlich zur 
Niederschrift vorgebracht werden. 

Die Planung kann gem. § 4a Abs. 4 Satz 1 BauGB unter 

   www.erfurt.de/ef111560 eingesehen werden.

Ziele und Zwecke der Planung:

•	 Anpassung der planerischen Zielstellungen im FNP 
für den Ortsteil Schmira entsprechend der Zielstel-
lungen des ISEK Erfurt 2030 und der städtebaulichen 
Rahmenplanung Schmira

•	 Geordnete, bedarfs- und nachfragegerechte Entwick-
lung eines stadtnahen, gut erschließbaren Woh-
nungsbaustandortes

•	 Sicherung von klimarelevanten Flächen vor Überfor-
mung durch Baugebiete

•	 Ausbildung und Sicherung des Übergangsbereiches 
von den Siedlungsstrukturen in die freie Landschaft 
im südwestlichen Bereich Schmiras

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 
insbesondere zur Umsetzung von Wohnnutzungen, 
Gemeinbedarfseinrichtungen und der weiteren vor-
genannten Zielstellungen

Die Skizze stellt die ungefähre Lage der Planung dar und 
dient nur zur allgemeinen Information.

Hinweise:

Bei der Abgabe von Stellungnahmen ist die Angabe der 
Anschrift des Verfassers zweckmäßig. Eine Mitteilung 

des Abwägungsergebnisses ist anderenfalls nicht mög-
lich. Ohne Zuordnung der Stellungnahme kann die Ein-
schätzung der Betroffenheit privater Belange erschwert 
sein.

Mit der Abgabe der Stellungnahme wird in die Verarbei-
tung personenbezogener Daten zum Zwecke der Durch-
führung des Bebauungsplanverfahrens eingewilligt.

Über die eingegangenen Stellungnahmen wird in öf-
fentlicher Sitzung des Stadtrates beraten und entschie-
den.

In Umsetzung der Informationspflichten der EU-Daten-
schutzgrundverordnung können im o .g. Bauinformati-
onsbüro der Stadtverwaltung Erfurt innerhalb der o. g. 
Öffnungszeiten und unter    www.erfurt.de/ef129669 
die erforderlichen Informationen zur Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten im Rahmen des Verfahrens ein-
gesehen werden. Dabei handelt es sich insbesondere 
um Angaben zu den Kontaktdaten der Verantwortlichen 
und Datenschutzbeauftragten, dem Zweck und den 
Rechtsgrundlagen der Verarbeitung, den personen-
bezogene Daten, den betroffenen Personen, den Emp-
fängern personenbezogener Daten, die Dauer der  
Speicherung, die Rechte der Betroffenen und zum  
Beschwerderecht bei Aufsichtsbehörden.

Nicht fristgerecht vorgebrachte Stellungnahmen kön-
nen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben.

gez. Bausewein
A. Bausewein
Oberbürgermeister

Flächennutzungsplan-Änderung Nr. 41�  

B E S C H L U S S

zur Drucksache Nr. 0637/20
der Sitzung des Stadtrates vom  27.05.2020

Satzungsbeschluss über die Anordnung 
einer Veränderungssperre für den Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes JOP721  
„Ortsteilzentrum Johannesplatz“ - VS029  

Genaue Fassung:
01  Auf Grund von § 14 Abs. 1, § 16 Abs. 1 i.V.m. § 17 Abs. 1 

Satz 1, 2 und 3 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 88 
Abs. 2 Thüringer Bauordnung (ThürBO) und §§ 19 Abs. 
1 Satz 1, 2 Abs. 1 und 2 Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - 
ThürKO), wird die Satzung über die Anordnung der 

Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes JOP721 „Ortsteilzentrum Johan-
nesplatz“ - VS029 beschlossen. Der beiliegende Sat-
zungstext über die Veränderungssperre (Anlage 3) 
und der Lageplan im Maßstab 1:1000 (Anlage 2) sind 
Bestandteil des Beschlusses.

* * *

Satzung über die Anordnung einer Veränderungssperre 
VS029 für den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
JOP721 „Ortsteilzentrum Johannesplatz“ vom 27.05.2020

Auf Grund von § 14 Abs. 1, § 16 Abs. 1 i.V.m. § 17 Abs. 1 Satz 
1, 2 und 3 	 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 88 Abs. 2 
Thüringer Bauordnung (ThürBO) und § 19 Abs. 1 Satz 1, § 
2 Abs. 1 und 2 Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in den 
jeweils gültigen Fassungen hat der Stadtrat Erfurt in 
seiner Sitzung am 27.05.2020 die Satzung über die An-
ordnung der Veränderungssperre für den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes JOP721 „Ortsteilzentrum 
Johannesplatz“  (VS029) beschlossen.

§ 1  Anordnung der Veränderungssperre	

Zur Sicherung der Planung im künftigen Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes wird eine Veränderungs-
sperre angeordnet.

§ 2  Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre ist der Lageplan vom 20.04.2020 im Maßstab 
1:1000 (Anlage 2) maßgebend.

§ 3  Inhalt und Rechtswirkungen 

(1) Ist ein Beschluss über die Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes gefasst, kann die Gemeinde zur Sicherung 
der Planung für den künftigen Planbereich eine Verän-
derungssperre mit dem Inhalt beschließen, dass

1.	 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt 
oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden dürfen;

2.	erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verände-
rungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, 
deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustim-
mungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenom-
men werden dürfen.

(2) Vorhaben, die vor dem In-Kraft-Treten der Verände-
rungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, Vor-
haben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 
Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren 
Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-
sperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhal-
tungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausge-
übten Nutzung werden von der Veränderungssperre 
nicht berührt.

(3) In Anwendung von § 14 Abs. 2 BauGB kann von der 
Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen wer-
den, wenn überwiegende öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen. Die Entscheidung hierüber trifft die 
untere Bauaufsichtsbehörde der Stadt Erfurt.

§ 4  In-Kraft-Treten
Die Satzung über die Anordnung der Veränderungssper-
re tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft 
(vgl. § 16 Abs. 2 Satz 2 BauGB i. V. m. § 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB analog).

§ 5  Geltungsdauer
Für die Geltungsdauer der Veränderungssperre ist § 17 
Abs. 1 Satz 1 BauGB maßgebend. Damit tritt die Verän-
derungssperre nach Ablauf von zwei Jahren nach deren 
In - Kraft - Treten außer Kraft. 

* * *
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Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.
Gemäß § 21 Abs. 3 Satz 1 Thüringer Kommunalordnung 
(ThürKO) wurde die vorstehende Satzung der Rechts-
aufsichtsbehörde vorgelegt. 

Die Satzung tritt gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 Baugesetz-
buch (BauGB) mit dieser Bekanntmachung in Kraft.
Jedermann kann die Satzung und die den Festsetzungen 
zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen  
o. ä.  im Bauinformationsbüro der Stadtverwaltung  
Erfurt Warsbergstraße 1, 1. Obergeschoss, innerhalb der 
Öffnungszeiten

Montag, Mittwoch und Freitag	 09:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Donnerstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr
(außer samstags, sonn- und feiertags)

einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.

Ist diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften, die in der Thüringer Kommunalord-
nung enthalten oder aufgrund der Thüringer Kommu-
nalordnung erlassen worden sind, zustande gekommen, 
so ist die Verletzung gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 ThürKO 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind (vgl. § 21 Abs. 
4 Satz 2 ThürKO).
Wurde eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend 
machen (vgl. § 21 Abs. 4 Satz 3 ThürKO). 

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB 
über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche 
und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen wird hingewiesen.

Die ungefähre Lage des Geltungsbereiches ist aus bei-
stehender Informationsskizze ersichtlich.

ausgefertigt: Erfurt, den 21.07.2020

i.V. Hilge
A. Bausewein
Oberbürgermeister  

Zur Drucksache Nr. 0637/20�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0724/20 
der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau, 
Umwelt, Klimaschutz und Verkehr vom 09.06.2020

Förderung von Projekten und Maßnahmen 
im Sinne einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung 

Genaue Fassung:

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bau, Umwelt und 
Klimaschutz beschließt die in Anlage 1 vorgeschlagene 
Förderung der Projekte und Maßnahmen im Sinne einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung. 

***
Hinweis:

Die Anlage des Beschlusses kann im Bürgerservicebüro 
des Bürgeramtes, Bürgermeister-Wagner-Straße 1, 
99084 Erfurt eingesehen werden. Aufgrund der derzei-
tigen Situation ist der Zugang zum Bürgeramt regle-
mentiert und kann nur mit vorherigem Termin betreten 
werden. Zur Terminvereinbarung wenden Sie sich bitte 
per E-Mail    pass-meldewesen@erfurt.de oder Telefon 
0361 655-7844 an den Bereich Bürgerservice.�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0705/20 
der weiterführenden Sitzung des Stadtrates vom 02.07.2020

Modellvorhaben „Regiopolen und Regiopol-
regionen für Deutschland“

Genaue Fassung:
01 	 Die Stadt Erfurt beteiligt sich als Partner des Deut-

schen RegioPole-Netzwerks (siehe Drucksache 
1690/14) auf der Grundlage des Zuwendungsbe-
scheides vom 09.03.2020 am Modellvorhaben des 
Bundes „Regiopolen und Regiopolregionen für 
Deutschland“.

02	 Dieses Modellvorhaben ist entsprechend des Pro-
jektantrags (Anlage 2) und des Zuwendungsbeschei-
des (Anlage 3) umzusetzen.

03 Mit der federführenden begünstigten Kommune 
Trier ist ein Partnerschafts- und Weiterleitungsver-
trag abzuschließen, mit dem die Einhaltung der 
Bedingungen aus dem Zuwendungsbescheid (Anla-
ge 3) gegenüber der Stadt Trier als Projektträgerin 
zugesagt wird. Damit wird die Stadt Trier als Antrag-
stellerin und für das Netzwerk federführend be-
günstigte Kommune von den Verpflichtungen eines 
anderen Projektpartners im Deutschen RegioPole-
Netzwerk freigestellt.

04	 Zur Deckung des Eigenanteils der Stadt Erfurt an 
den förderfähigen sowie nicht förderfähigen Pro-
jektkosten des Modellvorhabens „Regiopolen und 
Regiopolregionen für Deutschland“ in Höhe von 
insgesamt 44.466 Euro sind im Rahmen der Aufstel-
lung des Haushaltes 2021 entsprechende Einnahme- 
und Ausgabehaushaltsstellen für die Jahre 2021 bis 
2023 im Amt für Stadtentwicklung und Stadtpla-
nung zu bilden.

05 Für die Bearbeitung des Projektes ist entsprechend 
der bewilligten Kosten- und Finanzierungsplanung 
des Zuwendungsbescheids Personal im Umfang ei-
ner 0,5 Stelle (TVöD 13) für den Projektzeitraum von 
maximal 32 Monaten einzustellen (es wird zunächst 
für die Dauer von 24 Monaten ausgeschrieben, mit 
der Option einer entsprechenden Verlängerung). 

gez. A. Bausewein
Oberbürgermeister

* * *

Hinweis:
Die Anlage des Beschlusses können im Bauinformati-
onsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, Warsbergstraße 1, 
1. Obergeschoss, innerhalb der Öffnungszeiten

Montag, Mittwoch und Freitag:	 09:00 - 12:00 Uhr
Dienstag:	 09:00 - 12:00 und 13:00 - 18:00 Uhr      
Donnerstag:	 09:00 - 12:00 und 13:00 - 16:00 Uhr
(außer samstags, sonn- und feiertags)

eingesehen werden.�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 0719/20 
der weiterführenden Sitzung des Stadtrates vom 02.07.2020

Grundstücksverkehr – Parzellierung und 
Veräußerung einer Fläche in Erfurt-Mitte, 
Flur 47, Flst. 30/6

Genaue Fassung:
01	 Der Stadtrat beschließt die Parzellierung des Flur-

stücks Gemarkung Erfurt Mitte, Flur 47, Flst. 30/6 
und die Bildung von sieben Flurstücken mit einer 
Größe von je ca. 515 m² – 2.200 m². 

02	 Der Stadtrat beschließt die Veräußerung der neuge-
bildeten Flurstücke mindestens zum Verkehrswert 
und nach vorheriger öffentlicher Ausschreibung. 
Alternativ zur Veräußerung soll auch die Bestellung 
eines Erbbaurechtes mit einer Laufzeit von maximal 
90 Jahren zu mindestens 4 % Erbbauzins möglich 
sein.

gez. A. Bausewein
Oberbürgermeister�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 2303/19 
der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau, Umwelt, 
Klimaschutz und Verkehr vom 09.06.2020

Detailplanung zur Einordnung von Radver-
kehrsanlagen am Südknoten Schmidtsted-
ter Brücke

Genaue Fassung:

01	 Die Detailplanung zur Einordnung von Radverkehrs-
anlagen am Südknoten Schmidtstedter Brücke wird 
als Grundlage für die Einordnung regelkonformer 
Radverkehrsanlagen im Zuge notwendiger Stra-
ßensanierungen mit dem Ziel einer zeitnahen Um-
setzung bestätigt. 

02	 Die Kombination aus den Varianten 1.1 in der Ost-
West Relation und 2a in der West-Ost Relation wird 
gemäß Anlage 8 als  Vorzugsvariante bestätigt.

03	 Eine  Realisierung kann in funktionsfähigen Teilab-
schnitten erfolgen. Oberste Priorität zur Verbesse-
rung der Radverkehrsinfrastruktur besitzt dabei  die 
Umsetzung der Anlagen an der Nordseite des Kno-
tens für die Fahrtrichtung von Ost nach West. 

***
Hinweis:

Die Anlage des Beschlusses kann im Bürgerservicebüro 
des Bürgeramtes, Bürgermeister-Wagner-Straße 1, 
99084 Erfurt eingesehen werden. Aufgrund der derzei-
tigen Situation ist der Zugang zum Bürgeramt regle-
mentiert und kann nur mit vorherigem Termin betreten 
werden. Zur Terminvereinbarung wenden Sie sich bitte 
per E-Mail    pass-meldewesen@erfurt.de oder Telefon 
0361 655-7844 an den Bereich Bürgerservice.�
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